
Hessen

Das war der Sommer 2025 – auf der Suche 
nach den Milliarden im Landeshaushalt

Besoldungsverschiebung 
zulasten der Beamten tri�  
am 1. August in Kra� 

Vor der hessischen Staatskanzlei ha-
ben Vertreterinnen und Vertreter der 

GdP pünktlich zum 1. August, dem Beginn 
des viermonatigen Besoldungsdiktates, im 
Rahmen einer Protestaktion die derzeitige 
personelle und � nanzielle Situation der Po-
lizei-, Fach- und Verwaltungsbeamten an-
geprangert! Auf der Suche nach den Milliar-
den für den kün� igen hessischen Landes-
haushalt tauchten zwei Polizeitaucher der 
GdP symbolisch nach Goldmünzen. Vie-
le Bürgerinnen und Bürger, die am Koch-
brunnen vorbeikamen, unterstützten sym-
bolisch unsere Aktion. Wir sind das Gerede 
von Wertschätzung und Anerkennung satt! 
Das am 1. August beginnende 122-tägige Be-
soldungsdiktat reißt wieder ein Loch in die 
Familienkassen der Beamten und Versor-
gungsempfänger. Während Innen- und Fi-
nanzministerium sowie Staatskanzlei und 
der Landtag an diesem 1. August mehrheit-
lich in der Sommerfrische weilten, zählen 
unsere Familien die Cent- und Euromün-

zen. Viele müssen auf den erho�  en Jah-
resurlaub in der Ferne verzichten, da alle 
mit der 5,5 % Gehaltserhöhung gerechnet 
hatten! Was sind Gesetze wert, die einseitig 
zulasten der Beamten und deren Familien 
wieder „einkassiert“ wurden? Die Landes-
regierung hat einmal mehr bei den Polizei-
beschä� igten sehr viel Vertrauen verspielt. 
Mehr noch: Getreu dem Motto „was schert 
mich mein Geschwätz von gestern“ wird 
das Dienst- und Treueverhältnis einseitig 
„kassiert!“ Wir halten 24/7, 365 Tage im 
Jahr unsere Köpfe hin. Gewalt und Angrif-
fe gegen uns sind arbeitstäglich unsere Be-
gleiter! Wir gehen dahin, wo andere wegge-
hen! Sonntagsreden, zuletzt anlässlich der 
Vereidigung und Graduierung unseres Po-
lizeinachwuchses durch den Ministerprä-
sidenten und seinen Innenminister, wie 
schön die Welt in der Polizei ist, brauchen 
wir nicht! Die rechtswidrige Beamtenbe-
soldung in Hessen dauert seit 2013 an! Ein 
Abwarten und auf Zeit spielen, wie es die 
Landesregierung macht, ist ein Schlag ins 
Gesicht derjenigen, die Recht und Gesetz 
arbeitstäglich durchsetzen müssen. Wir er-
warten, dass der Rechtsbruch der verfas-
sungswidrigen Beamtenbesoldung besei-
tigt wird! Für uns. Unseren Dienst. Unse-
ren Schutz. Unsere Würde im Beruf!

Sollen Beamte in die Rente 
überführt werden? Klares NEIN!

Immer wieder kolportieren selbst berufene Po-
litiker die gleiche Mär: Beamte in die Renten-
kasse, weil es billiger ist! Eine Antwort aus 
dem Thüringer Landtag gibt auf diese und an-
dere Fragen indes andere Antworten. Ministe-
rin Wolf antwortete im Juni in einer Drucksa-
che 8/1406): „In jedem möglichen Szenario ist 
davon auszugehen, dass sowohl kurz- als auch 
mittelfristig die Personalkosten steigen wür-
den.“ Dies hätte im kleinen Bundesland Thü-
ringen zur Folge, dass kalkulatorisch laut Wolf 
die Personalkosten um etwa 50 % p. a., d. h. in 
Thüringen von rund 440 Mio. € p. a. auf rund 
670 Mio. €, steigen würden. Kostentreiber wä-
ren: der Rentenversicherungsbetrag häl� ig plus 
Zusatzversorgung. Die Bruttobesoldung müsste 
angehoben werden, um amtsangemessene Ali-
mentation auch zu gewährleisten, wenn Beam-
te den halben RV-Beitrag zahlen. Sollten vor-
handene Beamte in die gesetzliche Rentenver-
sicherung einbezogen werden, würden Kosten 
durch die Nachversicherung entstehen. Gleich-
zeitig wären die Versorgungsausgaben für die 
vorhandenen (in TH heute rund 16.600) Versor-
gungsempfänger zu zahlen. Ergebnis: eine dop-
pelte Belastung des Haushalts.
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Frau Ministerin Wolf zieht ein Fazit: Mit ei-
ner Entlastung des Haushalts wäre „aufgrund 
der Altersstruktur der vorhandenen Beamten 
und Versorgungsempfänger in 25 Jahren noch 
nicht zu rechnen“. Die Versorgungssicher-
heit der Beamten würde geschmälert, da die 
Versorgungsansprüche bislang unter Art. 33 
Abs. 5 GG fallen, mit der Integration in die 
GRV aber nicht mehr. Die Nachteile des Be-
amtenverhältnisses würden verstärkt. „Ein 
Anstieg des Fachkrä� emangels im ö� entli-
chen Dienst wäre zu erwarten.“

Verfassungswidrige Besoldung: 
Wie sieht es in anderen 
Bundesländern aus?

Darf eine Landesregierung Musterklagen in 
Besoldungsstreitigkeiten pauschal ablehnen? 
Wir schauen in eines der kleinsten Bundeslän-
der: nach Bremen. Dort ist man beim Thema 
„verfassungswidrige Besoldung“ weiter als bei 
uns in Hessen. Aha, werden viele denken, im 
Nehmerland geht’s mal wieder besser. Weit ge-
fehlt. Der derzeitige Senat – allen voran Bür-
germeister Andreas Bovenschulte und sein 
Finanzsenator – lehnt Musterklagen grund-
sätzlich ab. Doch nicht nur das: Die Rechte 
der Beamtinnen und Beamten sollen weiter 
eingeschränkt werden. Jüngst erhielt die GdP 
Bremen einen Gesetzentwurf zur Stellung-
nahme, der unter anderem einen „klarstel-
lenden Erlass, der eine redaktionelle Ände-
rung“ im Bremischen Besoldungsgesetz vor-
sieht. Demnach sollen Ansprüche auf höhere 
Besoldung kün� ig in jedem Haushaltsjahr ge-
sondert geltend gemacht werden müssen. Die-
se Änderung steht jedoch im Widerspruch zur 
ständigen Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts. Dieses hat wiederholt klar-
gestellt, dass Besoldungsansprüche rechtzei-
tig geltend gemacht werden müssen – und 
zwar im selben Jahr, für das sie erhoben wer-
den. Das Bundesverfassungsgericht hat diese 
Anforderung bereits in früheren Entscheidun-

gen ausdrücklich bestätigt. Die Konsequen-
zen der geplanten Neuregelung sind laut GdP 
Bremen o� ensichtlich: Da jedes Jahr ein neuer 
Antrag notwendig wäre, würde auch jährlich 
ein neuer Verwaltungsakt entstehen, dessen 
Rechtmäßigkeit im Zweifelsfall jeweils gericht-
lich überprü�  werden müsste. Dieses Vorge-
hen passt ins Bild einer Politik, die auf Hinhal-
tetaktik statt Rechtsklarheit setzt. Schon seit 
einiger Zeit verweist der Bremer Senat Beam-
tinnen und Beamte bei identischer Sach- und 
Rechtslage auf die Einleitung individueller 
Klageverfahren, anstatt durch ein koordinier-
tes Musterverfahren eine gebündelte Entschei-
dung zu ermöglichen. Dies führte z. B. bei der 
Besoldungsanpassung 2022 dazu, dass durch 
die von den Kolleginnen und Kollegen insge-
samt aufzubringende Summe für den weiteren 
Klageweg ein e� ektiver Rechtsschutz verbaut 
war. Gemäß Art. 33 Abs. 5 GG besteht eine Für-
sorgep� icht des Dienstherrn gegenüber seinen 
Beamtinnen und Beamten. Diese umfasst auch 
die Verp� ichtung, Belastungen durch unnöti-
ge individuelle Verfahren zu vermeiden. 
Darüber hinaus ergibt sich aus Art. 3 
Abs. 1 GG (Gleichheitsgrundsatz) die 
P� icht, gleich gelagerte Sachverhalte 
gleichzubehandeln. Eine Vielzahl in-
dividueller Verfahren belastet die be-
tro� enen Personen unangemessen und 
widerspricht dem Grundsatz e� ekti-
ven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 
GG). Weiterhin sind bei identi-
schen Fallkonstellationen pro-
zessökonomische Lösungen an-
zustreben, um die E� ektivität 
des Rechtsschutzes zu gewähr-
leisten. Der Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts vom 23. 
Mai 2017 (Az.: 2 BvR 883/14, 2 BvR 
905/14) steht der Zulässigkeit von 
Musterverfahren nicht entgegen. 
Wird eine Norm als verfassungs-
widrig festgestellt, besteht grund-
sätzlich die Verp� ichtung des Ge-
setzgebers, die Rechtslage rückwir-

kend verfassungskonform umzugestalten. 
Ausnahmen hiervon hat das Bundesverfas-
sungsgericht insbesondere bei haushalts-
wirtscha� lich bedeutsamen Regelungen an-
erkannt. Im Bereich der Beamtenbesoldung, 
die der Deckung des gegenwärtigen Lebens-
bedarfs dient, ist eine rückwirkende Korrek-
tur im Grundsatz nicht erforderlich. Jedoch ist 
eine rückwirkende verfassungsgemäße Besol-
dung für diejenigen Beamten geboten, die ge-
richtlichen Rechtsschutz gesucht haben oder 
deren Verfahren noch nicht rechtskrä� ig ab-
geschlossen sind. Der Zugang zum Rechts-
weg ist allerdings dann faktisch verschlos-
sen, wenn bereits bindende Widerspruchsbe-

scheide ergangen sind und individueller 
Rechtsschutz aufgrund unzumutba-
rer Kostenbelastung praktisch nicht 

durchsetzbar ist. Und in Hessen: Die 
Landesregierung wartet, bis das 

BVerfG in Karlsruhe urteilt. Ohne 
Wenn und Aber! Liebe Abgeord-

nete im Hessischen Landtag: 
Gebt uns endlich einen ver-
lässlichen Fahrplan und 
bekundet den ernstha� en 
Willen, dass Recht und Ge-
setz nicht nur für verbeam-

tete Staatsdiener gelten, son-
dern gerade auch für diejenigen, 

die rechtsstaatliche Entscheidun-
gen oberster Gerichte auch zügig um-
zusetzen haben!

Jens Mohrherr, 
Landesvorsitzender
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Weitblick im Rechtsschutz – 
Fortbildungsveranstaltung 
der GdP Hessen
Im Juni 2025 trafen sich die Rechtsschutzverantwort-
lichen der GdP Hessen zu einer ganztägigen Fortbil- 
dung – inhaltlich fundiert, strukturell richtungsweisend 
und mit einem buchstäblichen Perspektivwechsel zum 
Abschluss: Ein Rundflug über das Einsatzgebiet stand 
symbolisch für das, was unsere Rechtsschutzarbeit 
ausmacht – Überblick, Nähe und Orientierung.

Rechtsschutz beginnt vor 
Ort – die Schlüsselrolle unserer 
Rechtsschutzbeauftragten

Im Zentrum der Veranstaltung stand die 
wichtige Funktion unserer Rechtsschutzbe­
auftragten in den Polizeipräsidien. Sie sind 
oft die ersten Ansprechpersonen für unsere 
Mitglieder – direkt erreichbar, eng vernetzt 
und fest eingebunden in die hauptamtlichen 
Strukturen der GdP.

Von der ersten rechtlichen Einschätzung 
über Unterstützung bei der Antragstellung 
bis zur Begleitung im Verfahren: Die Beauf­
tragten sind mehr als eine Schnittstelle – 
sie sind Rückgrat, Vertrauensperson und 
wichtiger Bestandteil unserer dezentralen 
Rechtsschutzstruktur.

Die GdP Hessen hat diese Rolle bewusst 
gestärkt  – organisatorisch, fachlich und 
strategisch.

Die Funktion ist fest in unserer Rechts­
schutzordnung und deren Zusatzbestim­
mungen verankert  – und wird tagtäglich 
gelebt.

Ihre Mitwirkung an rechtsschutzpoliti­
schen Überlegungen ist dabei ausdrücklich 
gewünscht – und wird aktiv gefördert.

Impulse aus der Praxis

Zwei fachliche Vorträge boten wertvolle Ein­
blicke in aktuelle Herausforderungen der 
rechtlichen Vertretung im Polizeidienst: 
Rechtsanwalt Dr. Pascal Johann (Wies­

baden) widmete sich den besonderen straf­
rechtlichen Risiken für Polizeibeschäftigte. 
Seine Botschaft war klar: „Die Verteidigung 
von Polizistinnen und Polizisten erfordert 
spezialisiertes Wissen – zu Rechtfertigungs­
gründen, Einsatzlehre und dem HSOG.“ Ge­
nau dieses Know-how ist bei der GdP Hessen 
fest verankert – getragen von Kolleginnen 
und Kollegen mit eigener Diensterfahrung.

Rechtsanwältin Anne-Kathrin Stem­
berg (Frankfurt am Main) fokussierte in ih­
rem Vortrag auf dienstrechtliche Problem­
felder – etwa im Bereich von Beurteilungen 
und Disziplinarverfahren. Ihre Empfehlung: 
„Nicht warten – jede Frist zählt. Frühzeitige 
Beratung ist der Schlüssel zur erfolgreichen 
Konfliktbewältigung.“

Die Fortbildung diente nicht nur der fach­
lichen Vertiefung, sondern auch dem kolle­
gialen Austausch und der strategischen Wei­
terentwicklung unseres Rechtsschutzes.

Sie hat einmal mehr gezeigt: Rechts­
schutz ist für uns mehr als juristische Be­
gleitung – er ist gelebte Solidarität.

Ob im Disziplinarrecht, im Strafverfah­
ren oder bei verwaltungsrechtlichen Fra­
gen – wir stehen fest an der Seite unserer 
Mitglieder.

Die Rückmeldungen der Teilnehmenden 
fielen durchweg positiv aus: Besonders ge­
schätzt wurden neben dem fachlichen Input 
auch die persönliche Begegnung, der Aus­
tausch auf Augenhöhe – und der Blick über 
den Tellerrand.

Die GdP Hessen bedankt sich bei allen 
Beteiligten  – insbesondere bei den enga­
gierten Rechtsschutzbeauftragten in den 
Präsidien.

Sie bilden das Fundament eines moder­
nen, praxistauglichen und solidarischen 
Rechtsschutzes.

Rechtsschutz ist Vertrauenssache – wir 
stehen an der Seite unserer Mitglieder.

Manuel Caps
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Neustrukturierung des Landesfachausschusses 
Kommunal-/Ordnungs- und Stadtpolizei der 
GdP Hessen – starker Auftakt für eine starke 
Interessenvertretung

Der Landesfachausschuss (LFA) Kommunal-/Ordnungs- und Stadtpolizei innerhalb 
der GdP Hessen hat sich personell neu aufgestellt. In der konstituierenden Sitzung 
wurde neben dem neuen Sprecher Daniel Foltes (BZG Frankfurt) auch ein Vertreter, 
Gunther Müller (BZG Osthessen), gewählt. Ernesto Castrejón (BZG Mittelhessen) 
übernimmt die Aufgabe des Schriftführers. Gemeinsam werden wir mit den anderen 
Mitgliedern des LFA künftig die Arbeit des Gremiums koordinieren und die Belange der 
kommunalen Einsatzkräfte auf Landesebene vertreten.

Im Mittelpunkt des ersten Treffens stand 
ein offener und intensiver Austausch 

über aktuelle Herausforderungen und zen-
trale Themen. Diskutiert wurden insbe-
sondere tarifliche Rahmenbedingungen, 
Qualität und Einheitlichkeit der Ausbil-
dung, Ausstattung der Einsatzkräfte sowie 
die weiterhin besorgniserregende Zunah-
me von Gewalt gegenüber Kolleginnen und 
Kollegen im Einsatz und eine fehlende Sta-
tistikerfassung solcher Angriffe. Dabei wur-
de auch die besondere Situation hervorgeho-
ben, dass viele Mitarbeitende der kommu-
nalen Ordnungs- und Stadtpolizeien nicht 
verbeamtet sind und daher einer besonde-
ren Absicherung bedürfen – sowohl recht-
lich als auch sozial.

Die tariflichen Entwicklungen im TVöD 
im Bereich der VKA wurden durch Marika 
Hertling, zuständig im GLBV für Tarifpoli-
tik, dargelegt. Als Mitglied in der Bundesta-
rifkommission konnte sie dem LFA Einblicke 
in die redaktionellen Termine mit VKA und 
Bund geben. Es ist jetzt schon erkennbar, 
dass es für die nächste Tarifrunde eine gro-
ße Herausforderung sein wird. Zwischen-

zeitlich wurde ein 
Abschluss finali-
siert.

Auch unser Lan-
desvorsitzender ließ 
es sich nicht neh-
men, neben einer 
Begrüßung auch 
fachliche Themen 

einzubringen. Mohrherr lobte das Engage
ment und die Bedeutung des neu aufge-
stellten Ausschusses: „Ich wünsche mir, 
dass der Landesfachausschuss zukünftig 
die Themen unserer Mitglieder im kommu-
nalen Bereich präsenter und zielgerichteter 
nach Innen und Außen kommuniziert und 
darüber hinaus an den Landesvorstand her-
antragen wird. Nur so können wir sicherstel-
len, dass auch die Kolleginnen und Kollegen 
aus der Kommunal-/Ordnungs- und Stadt-
polizei durch uns weiterhin optimal vertre-
ten werden.“

Der LFA Kommunal-/Ordnungs- und 
Stadtpolizei wird sich künftig mindestens 

viermal im Jahr treffen, um gemeinsam Im-
pulse zu setzen, gewerkschaftliche Positi-
onen zu entwickeln und konkrete Verbes-
serungen für die kommunal Beschäftigten 
voranzubringen.

Interessierte Mitglieder der GdP Hessen, 
die sich in die Facharbeit einbringen möch-
ten, sind herzlich eingeladen, sich zur Mit-
arbeit zu melden oder auch Ideen und Wün-
sche an den Landesfachausschuss zu stel-
len. Gerne per Mail an: gdp-hessen@gdp.de. 
Jede Stimme zählt – für eine starke Vertre-
tung und eine bessere Zukunft der kommu-
nalen Ordnungs- und Stadtpolizeien in Hes-
sen. Ernesto Castrejón
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Menopause im Berufsleben
Bei dieser Überschri�  rollen bestimmt ei-

nige Leser:innen mit den Augen. Und 
man hört vor dem inneren Ohr Sätze wie: 
„Haben wir keine anderen Sorgen?“

Es gibt aber ganz viele Gründe, warum 
Polizei als Arbeitgeber sich mit dieser Über-
schri�  auseinandersetzen sollte.

Die Gleichstellung von Frauen in der Po-
lizei ist kein neues Thema – und doch gibt 
es Lebensphasen, die selbst in einer moder-
nen Behörde wie der unseren kaum sicht-
bar sind: die Wechseljahre. Rund ein Drit-
tel aller Polizeibeschä� igten in Deutschland 
sind Frauen – viele von ihnen zwischen 40 
und 60 Jahre alt. Die Menopause betri�   sie 
alle früher oder später. Trotzdem ist sie in 
Dienststellen, Dienstvorschri� en oder Ge-
sundheitsangeboten kaum ein Thema. Das 
muss sich ändern.

Denn auch wir haben einen hohen An-
teil von lebensälteren Kolleginnen und Kol-
legen, und der Dienstherr möchte, dass wir 
bis zum Eintritt in den Ruhestand oder Pen-
sionierung allen Anforderungen des Diens-
tes entsprechen.

Die zentrale Frage bleibt dabei: Was kann 
der Arbeitgeber/der Dienstherr tun, um uns 
langfristig leistungsfähig und resilient im 
Dienst zu halten?

Dass die Menopause kaum Beachtung 
� ndet, ist Teil eines größeren Problems: der 
Gender Health Gap. Gemeint ist die struk-
turelle Benachteiligung von Frauen im Ge-
sundheitssystem  – durch mangelnde For-
schung, fehlende Au� lärung oder stereoty-
pe Diagnostik. Auch in der Polizei zeigt sich 
diese Lücke: Schutzvorschri� en, Gesund-
heitsförderung und Dienstgestaltung orien-
tieren sich o�  an männlichen Normen. Die 
spezi� schen Bedürfnisse von Frauen – etwa 
während der Wechseljahre – bleiben dabei 
außen vor.

Dabei kann die Menopause Auswirkun-
gen auf das Berufsleben haben.

Einschränkung der Leistungsfähigkeit 
durch Schlafmangel, Erschöpfung und Kon-
zentrationsstörungen beeinträchtigen die 
Arbeitsleistung.

Fehltage oder Präsentismus sind die Fol-
ge: Viele Frauen melden sich nicht krank, 
obwohl sie Beschwerden haben, was zu stil-
lem Leiden und Produktivitätsverlust führt. 

Andere wiederum sind gezwungen, sich in 
die Krankschreibung zu „� üchten“.

Unsicherheit oder gesundheitliche Ein-
schränkungen können dazu führen, dass 
Frauen sich von Führungspositionen oder 
Aufstiegschancen zurückziehen.

Viele Betro� ene sprechen aus Angst vor 
Stigmatisierung nicht über ihre Symptome – 
auch aus Sorge, als „nicht mehr belastbar“ 
zu gelten. Schließlich übt der Fakt, einer Be-
wertung im Rahmen eines Beurteilungssys-
tems zu unterliegen, zusätzlich Druck aus.

Zeit für ein Umdenken –
auch im Dienst

Was es braucht, ist keine Sonderbehand-
lung, sondern Sensibilität und praktische 
Unterstützung.

Sensibilisierung der Führungskrä� e: 
Vorgesetzte sollten erkennen, dass die Me-
nopause ein natürlicher, aber fordernder Le-
bensabschnitt ist – kein Tabuthema.

Gesundheitsförderung anpassen: Be-
triebliche Angebote (z. B. zur Ernährung, 
Bewegung oder Stressbewältigung) sollten 
gezielt auch auf Frauen in der Lebensmitte 
eingehen.

Flexible Einsatzmöglichkeiten: Tempo-
räre Anpassungen im Dienstplan, etwa bei 
Schichtdiensten, können große Entlastung 
bringen.

Medizinische und psychologische Un-
terstützung: Betriebliche Gesundheitsför-
derung mit Fokus auf frauenspezi� sche Ge-
sundheit. Zugang zu Beratung und Therapie 
durch den Polizeiärztlichen Dienst oder ex-
terne Expertinnen.

Gesprächskultur fördern: Wer o� en über 
Beschwerden sprechen kann, fühlt sich we-
niger allein und kann gezielter unterstützt 
werden.

Forschung fördern: Daten zur Gesund-
heit und Arbeitsfähigkeit von Polizistinnen 
in den Wechseljahren fehlen – das muss sich 
ändern.

Die Menopause ist keine Krankheit, aber 
sie bringt einschneidende körperliche und 
psychische Veränderungen mit sich: Hitze-
wallungen, Schlafstörungen, Erschöpfung, 
Konzentrationsprobleme, Reizbarkeit oder 

depressive Verstimmungen gehören zu den 
häu� gsten Symptomen. Studien zufolge leidet 
rund jede zweite Frau während der Wechsel-
jahre so stark, dass es ihren Alltag – und da-
mit auch ihren Beruf – erheblich beein� usst.

Im Schichtdienst, in stressreichen Ein-
satzsituationen oder bei hoher körperlicher 
Beanspruchung werden diese Beschwer-
den zur doppelten Herausforderung. Doch 
in der polizeilichen Arbeitskultur ist über 
„Wechseljahre“ kaum ein Wort zu hören. 
Aus Scham, aus Angst vor Stigmatisierung 
oder schlicht, weil das Thema nicht als ar-
beitsrelevant gilt.

Es gibt kaum Daten oder Forschung zur 
Frage: Wie erleben Polizistinnen die Meno-
pause im Dienst?

Starke Frauen brauchen
starke Strukturen

Polizistinnen leisten jeden Tag herausragen-
de Arbeit – auch unter hormonellen Turbu-
lenzen. Es ist Zeit, die Wechseljahre aus der 
Tabuecke zu holen und sie als das zu behan-
deln, was sie sind: ein normaler Teil des Le-
bens, der Anerkennung und Unterstützung 
verdient. Wenn wir als Polizei moderne und 
geschlechtergerechte Strukturen wollen, ge-
hört Frauengesundheit unbedingt dazu.

Es bedarf generell eines kulturellen Wan-
dels: Förderung einer o� enen Gesprächskul-
tur und Schutz vor Stigmatisierung.

Derzeit fehlen in vielen Ländern (auch in 
Deutschland) konkrete arbeitsrechtliche Re-
gelungen zum Umgang mit der Menopause.

Es gibt keine spezi� schen Schutzmaß-
nahmen, obwohl andere Lebensphasen (z. B. 
Schwangerscha� , Mutterschutz) klar geregelt 
sind.

Das Arbeitsschutzgesetz sieht zwar eine 
generelle P� icht zur „Gefährdungsbeurtei-
lung“, doch wird die Menopause dabei meist 
nicht berücksichtigt.

Die Menopause darf in einer modernen 
Polizei weder Tabu noch ein Randthema 
sein – sie gehört als selbstverständlicher 
Teil weiblicher Gesundheit in den Fokus 
von Vorsorge, Fürsorge und Führung. Dafür 
macht sich die Frauengruppe der GdP stark. 
Sandra Konkol

Studie MenoSupport:

Ergebnisüberblick zur deutschlandwei-
ten Onlinebefragung zum Thema Wech-
seljahre am Arbeitsplatz von Prof. Rumler
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40. Geburtstag der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheiten (BFE) – HPE feiert als 
Nachfolgeorganisation der BePo

Am 1. November 2023 entstand mit dem 
Hessischen Polizeipräsidium Einsatz 

(HPE) eine Polizeibehörde, die eine enorme 
Bandbreite an spezialisierten Polizeieinhei-
ten unter einem Dach vereint und als zent-
rale Servicedienststelle in Einsatzbelangen 

eine tragende Rolle im Gefüge der hessischen 
Polizei einnimmt. Mit rund 2.100 Beschäftig-
ten – darunter ein Frauenanteil von 25,6 Pro-
zent – ist das HPE eine zentrale Säule der hes-
sischen Sicherheitsarchitektur. Das ehemali-
ge Hessische Bereitschaftspolizeipräsidium 
(heutiges HPE) mit seinen vier Abteilungen 
ist seit rund 70 Jahren Garant für die inne-
re Sicherheit in Hessen, hat sich in über sie-
ben Jahrzehnten stetig weiterentwickelt. Ad-
aption an tatsächliche Bedürfnisse, Modu-
lation der äußeren und inneren Strukturen 
als fortwährender Prozess. Wandel von der 
bei Bedarf bereitstehenden „Reserve“ hin zu 
flexibel abruf- und einsetzbaren Kräften für 
planbare oder Sofortlagen. Die Erfüllung von 
Schwerpunktaufgaben, Einsätze aus beson-
derem Anlass, in Hessen und bundesweit, 
fordern die Kolleginnen und Kollegen regel-
mäßig bei der Bewältigung von polizeilichen 
Lagen aus verschiedensten Anlässen. Seien 
es Demonstrationen oder im Zusammen-
hang mit Fußballspielen der ersten bis drit-
ten Liga, um nur beispielhaft das Aufgaben-
portfolio zu beschreiben.1 Als erster Personal-
ratsvorsitzender des HPE habe ich aber auch 
erlebt, wie belastend die unvorhersehbaren 

Einsätze, meist über mehrere Tage in anderen 
Bundesländern, für die jungen Einsatzkräfte 
sind. Und: Noch immer müssen wir bei außer-
hessischen Diensten immer wieder um die 
adäquaten Stundenvergütungen kämpfen!

Festakt und Gratulation

Der 40. Geburtstag wird in der Gesellschaft 
oft als Wendepunkt betrachtet. Es ist eine 
Zeit, über das Erreichte zu reflektieren, und 
eine Gelegenheit, sich neue Ziele für die Zu-
kunft zu setzen. Es ist ein Alter, in dem vie-
le Menschen eine gewisse Gelassenheit und 
Selbstsicherheit entwickelt haben, gleich-
zeitig aber auch die Energie und den Enthu-
siasmus haben, um neue Abenteuer anzuge-
hen.2 In diesem Zeitraum seit der Gründung 
der BFEen haben viele Verantwortliche 
maßgeblich zu diesem Erfolgsmodell beige-
tragen. Euch, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die ihr in 40 Jahren Dienst in den Ein-
heiten der BFEen leisteten bzw. leistet, ge-
bühren die herzlichen Glückwünsche!

Am 2. Juli, dem Tag des Geburtstages, 
war es brütend heiß. Beste Voraussetzun-
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gen, um den Ehrentag in der kühlen Sport-
halle in Lich zu feiern. Die Verantwortlichen 
hatten sich viel einfallen lassen! So wurden 
immer wieder Videosequenzen eingespielt, 
die über die vier Jahrzehnte verschiedenste 
Einsätze zeigten. Grüne Uniformen und grü-
ne Autos – herrlich anzuschauen, wie lan-
ge das schon wieder her ist. Roll-ups zeigten 
eine Zeitreise über die vier Jahrzehnte. Mei-
lensteine der verschiedensten Einsatzlagen.

Rückblick

Im Anfangsjahr 1985 wurden die BF-Einhei-
ten noch als sog. „Turnschuhzüge“ bezeich-
net. Schnell nahmen spezielle Einsatztakti-
ken und Einsatzstrategien Konturen an. In 40 
Jahren haben sich Ausrüstung, Struktur und 
Einsatzspektrum der Einheiten schnell weiter-
entwickelt. Sie sind heute geprägt durch ein 
hohes Maß an taktischer Ausbildung, moder-
ner Technik und psychischer Belastbarkeit. 
Daher wurde die Spezialgrundausbildung 
(SGA) in den Jahren immer wieder an die po-
lizeilichen Herausforderungen angepasst. 
Die SGA ist noch heute eine hohe Hürde, die 
es zu überwinden gilt, um in eine Einheit bei 
der BFE aufgenommen werden zu können. Ur-
sprünglich als Reaktion auf Demonstrationen 
gegründet, sorgt die taktische Konzeption der 
lückenlosen Beweissicherung dafür, dass ins-
besondere Straftäter zuverlässig identifiziert 
und festgenommen werden können. Dies auch 

insbesondere vor dem Hintergrund, dass Ver-
sammlungen nicht unnötig eskalieren.

Nach den ersten Überlegungen hinsicht-
lich Aufgabe und Durchführung war zunächst 
der Polizeipsychologe der HPS, Herr Thyssen, 
beteiligt. Die ersten Grundausbildungen wur-
den zentral in Wiesbaden durchgeführt. Hier 
waren es Kollegen wie Thomas Raths und Vol-
ker Pfeiffer (Vorgänger von Malte Neutzler), die 
an der Durchführung mit vielen anderen be-
teiligt waren. Später hinzu stieß LPP a. D. Ro-
bert Schäfer. Er kann noch heute viele Ereig-
nisse aus dem Entstehungsprozess reflektie-
ren. Der amtierende Präsident des HPE, Malte 
Neutzler, kam wenige Jahre nach Gründung 
der BF-Einheiten in mehreren Verantwor-
tungsbereichen hinzu. Ihm oblag beispiels-
weise auch die Konzeptionierung der späteren 
zivilen Aufklärungstrupps. Auch als Einheits-
führer in der BFE 18 versah Malte Neutzler lan-
ge Dienst. Folgerichtig merkte man ihm in sei-
ner Begrüßungsansprache auch an, dass dies 
ein besonderer Tag für ihn war.

Innenminister Roman Poseck schlug in sei-
ner Ansprache einen Bogen über die zurück-
liegenden 40 Jahre. Deutlich formulierte er 
eine Kernbotschaft: Die Beweissicherungs- 
und Festnahmeeinheiten sind ein unverzicht-
barer Bestandteil unserer Sicherheitsarchitek-
tur. Seit 40 Jahren bewältigen die Beamtinnen 
und Beamten in den BFEen dank der großen 
Bandbreite an spezialisierten Polizeikräften 
immer wieder im Bedarfsfall hessen- und bun-
desweit besondere Einsatzlagen!

Viele ehemalige BFler fanden den Weg 
nach Lich an diesem Tag. Einige schon im Ru-
hestand befindliche Einheitsführer ließen es 
sich nicht nehmen, aus „dem Rückspiegel“ zu 
berichten. Alles hier zu veröffentlichen, wür-
de den redaktionellen Rahmen sprengen. Als 
einschneidendes Erlebnis bleibt auch in den 
BFEen der 2. November 1987 hängen. An die-
sem Tag wurden an der damaligen Startbahn 
18 West unsere Kollegen Klaus Eichhöfer (da-
mals IV. BPA Hanau) und Thorsten Schwalm 
(damals III. BPA Mühlheim am Main) durch 
Mörderhand getötet. Ein Fanal, das die hessi-
sche Polizei bis heute nicht loslässt!

Nach der offiziellen Feier kamen im Li-
mes Camp endlich die Frauen und Männer 
aus den Einheiten zusammen, um auf das 
40-Jährige anzustoßen. Selbstredend hatte 
die GdP-Bezirksgruppe HPE einen finanzi-
ellen Zuschuss zum Geburtstag spendiert.

Schließen möchte ich mit einem lachen-
den und einem weinenden Auge: Ich freue 
mich, dass die Frauen und Männer in den 
Einheiten immer wieder über vier Jahrzehn-
te Herausragendes geleistet haben. Persön-
lich bedaure ich sehr, dass anlässlich dieses 
Geburtstages es nicht möglich war, den zu-
ständigen Personalrat zu Wort kommen zu 
lassen. Entweder waren Worte des Personal-
rates nicht erwünscht oder passten nicht in 
den Ablauf. Schade drum! � Jens Mohrherr

1 https://hbpp.polizei.hessen.de/ueber-uns/organisation/
2 �https://www.eltern.de/familie-urlaub/glueckwuensche-zum-

40----lustig---inspirierend-13965054.html
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Sterbefälle
Es starben

Wolfgang Rupp
Kreisgruppe Vogelsberg

Karl Gerd Karges
Kreisgruppe Werra-Meißner

Annegret Kempf
Kreisgruppe HPT

Wir werden den Verstorbenen ein 
ehrendes Andenken bewahren!

Schaden entstanden – was ist mit 
Ha� ung, Regress und ggf. Rechtsschutz?

Die GdP hat ein neues Seminar mit Unterstützung der 
GUV/Fakulta (Gewerkscha� liche Unterstützungs-
einrichtung der DGB-Gewerkscha� en) aufgelegt. Wie 
schnell etwas im Dienst oder auf dem Weg dorthin 
passieren kann, weiß sicherlich jeder.

Einen Moment unaufmerksam und 
schon ist es passiert und ein Schaden 

entstanden. Doch wer kommt dafür auf? 
Kann der Dienstherr uns in Regress neh-
men und wie kann ich mich dagegen ab-
sichern oder gar rechtlich dagegen vorge-
hen? Diese und weitere wichtige Fragen 
wurden von Markus Delnef von der GUV/
Fakulta erläutert. In einem kurzen Über-
blick erklärte er die rechtlichen Fund-
stellen, die wichtig im Zusammenhang 
mit Verantwortlichkeit, Schadensersatz-

p� icht und der Amtsha� ung des Dienst-
herrn sind. Deutlich wurde in dem Se-
minar auch, wie wichtig die drei Grade 
der Fahrlässigkeit sind. Wann liegt gro-
be Fahrlässigkeit vor und wann sind Re-
gressmöglichkeiten gegeben. 

Bin ich bei meiner Dienstausübung Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfe und 
muss der Dienstherr für mich und mein 
Handeln haften? Wann werden meine 
wirtschaftlichen Verhältnisse geprüft, 
wenn Regress im Raum steht? Wann 

spielt die Beteiligung des Personalrats 
eine wichtige Rolle? Sicherlich kennt je-
der Situationen rund um die Falschbetan-
kung von Dienstkraftfahrzeugen oder den 
Verlust von Einsatzmitteln. Täglich pas-
sieren Verkehrsunfälle mit Dienstfahr-
zeugen. Genau aus diesem Grund wur-
de dieses Seminar entworfen und bereits 
mehrfach mit tollen Rückmeldungen 
durchgeführt. Also ein Tagesseminar, 
damit ihr Verständnis für das Haftungs-
recht bekommt und ein wenig Hand-
lungssicherheit erlangt. Abschließend 
wurde deutlich, wie mich meine GdP mit 
dem Rechtsschutz unterstützen kann und 
welche zusätzlichen Leistungen die GUV/
Fakulta anbietet. Aufgrund der positiven 
Rückmeldungen werden wir das Seminar 
auch in der nächsten Seminarplanung 
wieder anbieten.

Karsten Bech

Karsten Bech (links) und Markus Delnef
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